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Stellungnahme  

zum Festlegung sverfahren der Großen Beschlusskammer Energie 

zu „einem Regulierungsrahmen für Übertragungsnetzbetreiber “ 
 

 

Berlin, 30 .01.2026  

 

 

 

Der  Deutsche Bauernverband (DBV) unterstützt die Beschleunigung des Stromnetzausbaus als 

eine wesentliche Voraussetzung für die Energiewende. So begleiten unsere Landes - und Kreisbau-

ernverbände seit Jahrzehnten konstruktiv Netzausbauprojekte . Die mit ihnen abgeschlossenen 

Rahmenvereinbarungen für die Mitnutzung landwirtschaftlicher Flächen berücksichtigen umfas-

send die  berechtigten Anliegen der unmittelbar betroffenen Landwirte und Grundeigentümer.  Da-

mit der Netzausbau von Energieleitungen zügig voranschreiten  kann, ist die Akzeptanz der be-

troffenen Grundstückseigentümer und Bewirtschafter von zentraler Bedeutung.  Ihre Anliegen 

müssen angemessen berücksichtigt werden. Besonders die aktuellen Herausforderungen im Zu-

sammenhang mit erdverlegten Energieleitungen sind zu lösen. Ein fairer und ausgewogener Inte-

ressenausgleich für die beteiligten Landwirte spielt hierbei eine Schlüsselrolle . Insbesondere ist 

eine Nachbesserung bei der Entschädigungssystematik dringend geboten.  Die Entschädigungs-

grund sätze müssen zwingend an die aktuellen Bedingungen angepasst werden . 

 

1. Einführung wiederkehrender Zahlungen  

Neben einmaligen Entschädigungen sind wiederkehrende Zahlungen erforderlich, um die Belas-

tungen der Landwirte zu kompensieren. Hierbei muss auch der hinzugekommene Wert für die 

Netzbetreiber berücksichtigt werden. Wiederkehrende Zahlungen sind in anderen L ändern etab-

lierte Praxis. Im Mindesten ist eine Befristung von Dienstbarkeiten festzulegen. Nur so wird eine 

generationengerechte Kompensation der Energieleitungsbaumaßnahmen erreicht .  

 

2. Dienstbarkeitsentschädigungssätze  und Beschleunigungszuschläge für Erdkabelleitungen  im 

Vergleich zu Freileitungen deutlich  anheben   

Für große Erdkabelleitungen mit einem Schutzstreifen von bis zu 22 Meter Breite sind  im Unter-

schied zu  Freileitungen  mit Schutzstreifen bis zu 70 Meter Breite  nur ca. 50 % Gesamtentschädi-

gung  vorgesehen, obwohl die Erdkabel mit einem massiven Eingriff in d as Eigentum und  
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Nutzung seinschränkungen  verbunden sind. Daher ist es dringend geboten, die anerkennungsfähi-

gen Dienstbarkeitsentschädigungssätze und Beschleunigungszuschläge für Erdkabelleitungen im 

Vergleich zu Freileitungen im Wege einer Nachjustierung deutlich anzuheben. Nur auf diesem 

Wege k önnen zumindest die Entschädigungssummen annähernd an die der Freileitungen angegli-

chen und so die Akzeptanz für die großen Erdkabelprojekte sichergestellt werden.   

  

Berechnungsbeispiel:   

Freileitung (12,00 €/m² Bodenwert, 70  m Schutzstreifen):    

 Dienstbarkeitsentschädigung  (25 %) = 3,00 €/m²  = 210,00 €/lfd. m   

 Beschleunigungszuschlag  (75 %, max. 2,00  €) =  2,00 €/m²  = 140,00 €/lfd. m   

  _____________  

Gesamt:   350,00 €/lfd. m   

Erdkabel (12,00 €/m² Bodenwert, 22,60 m breiter Schutzstreifen):    

 Dienstbarkeitsentschädigung  (35 %) = 4,20 €/m²  = 94,92 €/lfd. m   

 Beschleunigungszuschlag  (75 %, max. 2,00  €) =  2,00 €/m²  = 45,20 €/lfd. m   

 _____________  

Gesamt:   140,12 €/lfd. m   

Konkrete Forderungen:   

 Die Verkehrswertentschädigung bei Erdkabelleitungen  im Schutzstreifenbereich pro  qm 

muss  von 35 % auf  50 % angehoben werden.   

 Die Kappungsgrenze  muss  hinsichtlich des  75%igen Beschleunigungszuschlags in Höhe von 

max. 2 €/qm Schutzstreifen aufgehoben werden.  Dies ist insbesondere deshalb geboten, weil 

die feste Kappungsgrenze nicht inflationsbeständig ist.  

 

3. Bündelungszuschlag  

Die  Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB)  sind  dazu verpflichtet, Bündelungsoptionen für neue Netz-

ausbaumaßnahmen  bereitzustellen.  Hier wird jedoch verkannt,  dass  die auf diesen Bündelungs-

trassen betroffenen Grundstückseigentümer und Bewirtschafter gegenüber ein er „Solo -Trasse“ 

deutlich stärker betroffen und benachteiligt  sind. Besonders problematisch ist beispielsweise  die 

Entwässerung (Dr ainagen) in  Abschnitten, auf denen in zeitlicher Folge mehrere Leitungsverle-

gungen stattgefunden haben. Noch dazu  wird auf di esen Abschnitten  der Boden  mehrfach umge-

schichtet und immer wieder verdichtet, was  zu  langfristigen  Funktionsschäden der Böden  und zu 

deutlich erschwerter  Bewirtschaftung dieser Flächen  führt. Daher  ist es aus Sicht des DBV 
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zwingend erforderlich, dass die von gebündelten Trassen betroffenen Grundstückseigentümer 

und Landbewirtschafter  einen  angemessenen Bündelungszuschlag erhalten.   

Die Zahlung eines  solchen  Bündelungszuschlags ist zwingende Voraussetzung, um Akzeptanz un-

ter den  vorhabenbetroffenen Grundeigentümern und Bewirtschaftern zu erzielen.  Daneben  ist der 

Toleranzzuschlag mit jeder weiteren Baumaßnahme entsprechend mit einem w eiteren „Härte“ -

Zuschlag zu erhöhen.  Die Zahlung  stellt  für die betroffenen Grundstückseigentümer einen ange-

messenen  Ausgleich des Wertverlustes und Nutzungseinschränkungen der vorhabenbetroffenen 

Grundstücke  dar .  

 

4. Entschädigungssystematik des ehemaligen § 5a StromNEV nicht gleichheitswidrig einengen 

und beschränken  

Die anzuhebenden Entschädigungsgrundsätze  einschließlich Beschleunigungszuschlägen müssen 

für sämtliche Höchstspannungsvorhaben gemäß Netzentwicklungsplan  gelten und dürfen nicht 

auf  BBPlG - oder EnLAG -Vorhaben  eingeengt und beschränkt werden. Dies gilt insbesondere auch 

für die Offshore -Netzanbindungssysteme (ONAS). Bei den prioritär zu realisierenden ONAS ist eine 

unterschiedliche Entschädigung aufgrund des gleichen Status nicht nachvollziehbar.  

Diese Festlegung smöglichkeit  lieg t innerhalb der Kompetenz der Bundesnetzagentur . § 21 Abs. 3 

EnWG  ist nicht abschließend, da hier lediglich Regelbeispiele genannt werden  („Sie kann insbe-

sondere Regelungen treffen “). Die ONAS sind den Vorhaben im EnLAG und BBPlG  gesetzlich 

gleichgestellt. Die Errichtung von ONAS liegen gem. § 1 Abs. 3 WindSeeG im überragenden öffent-

lichen Interesse und dienen wie auch Vorhaben des Bundesbedarfsplans  der öffentlichen Gesund-

heit und Sicherheit. Die gesetzgeberische Wertung, dass ONAS beschleunigt umzusetzen sind, 

ergibt sich auch durch die Verkürzung des Rechtswegs für diese Vorhaben, die nach  

§ 43e Abs. 4 Satz 1 EnWG iVm. § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO erst - und letztinstanzlich zur Entscheidung 

beim Bundesverwaltungsgericht liegen.  

H öhere Entschädigungen für gleichwertige Vorhaben dürfen nicht davon abhän gen , ob diese ei-

nem anderen Genehmigungssystem unterliegen. Dies ist eine sachfremde Erwägung – vielmehr ist 

die gesamt e gesetzgeberische Wertung zu betrachten.  

 

5. Aufwandsentschädigungen anpassen  

Die  Regelungen zu den Aufwandsentschädigungen für Eigentümer und Bewirtschafter  als Nut-

zungsberechtigte müssen dringend überarbeite t werden , da sie in der aktuellen Fassung nicht 

praxisgerecht  sind . Die vorgesehenen Höchstbeträge sind für die gewünschten Einigungsanreize 
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deutlich  zu gering  und müssen daher angehoben  werden . Auch  die anteilige Zahlung führt zu un-

erwünschten Effekten , insbesondere dann, wenn eine große Zahl von Eigentümern betroffen ist.  

Ein weiteres Beispiel für die mangelnde Praxistauglichkeit ist d ie derzeitige Regelung , nach der 

bei ein er Vereinbarung mit vielen Flurstücken lediglich einmal eine gedeckelte Aufwandsentschä-

digung gezahlt wird. Dies wird dem tatsächlichen  Aufwand nicht gerecht. Die  Aufwandsentschädi-

gung sollte pro Flurstück anfallen.    

 

6. Anmerkungen zur Entschädigungs systematik  beim Ausbau des Gas - und Wasserstoffnetzes  

Im Rahmen der Transformation der deutschen Energieversorgung ist ein verstärkter Ausbau von 

Energieleitungen unabdingbar. Dieser Ausbau hat erhebliche Auswirkungen auf die Land - und 

Forstwirtschaft. Insbesondere der Zuwachs neuer Trassen für Energieleitung en des Gas - und   

Wasserstoffnetzes führen zu weiteren Einschränkungen in der Nutzung und begrenzen die   

Entwicklungsmöglichkeiten der betroffenen Grundstücke erheblich.  

Derzeit leidet die Akzeptanz insbesondere unter der bisherigen Entschädigungspraxis, die sich auf 

einmalige Zahlungen von maximal 20 % des Verkehrswertes beschränkt.   

Die derzeitigen Entschädigungssätze spiegeln jedoch weder die erheblichen Nutzungseinschrän-

kungen noch die Entwicklungsverluste der betroffenen Grundstücke angemessen wider. Zusätz-

lich führt die Tatsache, dass die Netzbetreiber inzwischen überwiegend priva tisiert und gewinn-

orientiert arbeiten, zu einer weiteren Belastung der Akzeptanz. Für Leitungsrechte, die nicht unter 

das Enteignungsrecht fallen, werden vielfach deutlich höhere Entschädigungen gezahlt – ein Um-

stand, der für die betroffenen Grundstückseig entümer nicht nachvollziehbar ist. Der Deutsche 

Bauernverband fordert daher mit Nachdruck eine schnelle Überarbeitung der Entschädigungsre-

gelungen, um den veränderten Rahmenbedingungen gerecht zu werden.  

 

Erhöhung der Entschädigungsgrundsätze  

Die Entschädigungs grund sätze müssen an die aktuellen wirtschaftlichen Bedingungen angepasst 

werden und die tatsächlichen Verluste und Einschränkungen der landwirtschaftlichen Nutzung 

realistisch widerspiegeln. Dies beinhaltet eine faire Kompensation für die Nutzungseinschränkun-

gen und die Minderung der Entwicklungsmöglichkeiten der Grundstücke. Ebenso muss eine 

gleichlaufende Entschädigungspraxis etabliert werden. Die aktuell vorhandene Unterscheidung 

zwischen erdverlegten Stromleitungen und Leitungen für g asförmige Stoffe muss beendet wer-

den. Entschädigungszahlungen für Gasleitungen von lediglich bis zu 20 % des Verkehrswertes ist 



 

Seite 5 von 5 

 

www.bauernverband .de 

 

den Grundstückseigentümern nicht vermittelbar und senkt die Akzeptanz ganz erheblich. Diese 

Entschädigungssätze sind deutlich anzuheben.   

 Konkret muss die Verkehrswertentschädigung bei erdverlegten Energieleitungen im Schutzstrei-

fenbereich pro Quadratmeter auf 50 % angeho ben, ein Beschleunigungszuschlag in Höhe von  

75 % ohne Kappungsgrenze festgelegt sowie ein Mindestwert von 3 € pro Quadratmeter gewähr-

leistet werden.   

 

Einführung wi ederkehrender Zahlungen  

Neben einmaligen Entschädigungen sind wiederkehrende Zahlungen erforderlich, um die Belas-

tungen der Landwirte zu kompensieren. Hierbei muss auch der hinzugekommene Wert für die 

Netzbetreiber berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für Gasnetze, die n icht nur dem 

Transport, sondern auch als Energiespeicher dienen. Wiederkehrende  Zahlungen sind in anderen 

Ländern etablierte Praxis. Im Mindesten ist eine Befristung von Dienstbarkeiten festzulegen. Nur 

so wird eine generationengerechte Kompensation der En ergieleitungsbaumaßnahmen erreicht.  


